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1 Allgemeine Vorbemerkung / Planungsanlass 

Die weiterhin anhaltend hohe Nachfrage nach Wohnraum im Bürener Ortsteil Steinhausen, 

insbesondere für junge Familien, hat den Rat der Stadt Büren dazu veranlasst, das Neubau-

gebiet „Niederfeld“ am östlichen Ortsrand zu erweitern und dadurch die „Siedlungslücke“ zum 

westlich gelegenen Ortskern zu schließen. Gleichzeitig soll das westlich gelegene Flurstück 

589 aus der landwirtschaftlichen Nutzung herausgenommen werden, um als private Grünflä-

che genutzt werden zu können. 

Zu diesem Zweck hat der Rat der Stadt Büren am 12.12.2024 den Aufstellungsbeschluss zum 

Bebauungsplan Nr. 20 „Niederfeld III“ gem. § 2 (1) i.V.m. § 8 (3) BauGB im Parallelverfahren 

mit der 34. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Büren gefasst, um die bauleitpla-

nerischen Voraussetzungen für die Erweiterung des Siedlungsbereiches „Niederfeld“ zu schaf-

fen. 

Östlich an den Geltungsbereich angrenzend befinden sich bereits die Baugebiete „Niederfeld“ 

und „Niederfeld II“, die weitestgehend bebaut sind. 

 

 

2 Räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet befindet sich im östlichen Siedlungsbereich des Ortsteils Steinhausen und 

grenzt im Süden an die „Friedhofstraße“ und den Friedhof. Die westliche Grenze bilden bereits 

baulich genutzte Grundstücke an der Straße „Grund“. Östlich befinden sich die Baugebiete 

„Niederfeld“ und „Niederfeld II“, die bereits fast vollständig wohnbaulich genutzt sind. 

Nördlich grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an das Plangebiet. 

Der Geltungsbereich hat eine Größe von rund 2,0 ha und umfasst die Flurstücke 589, 590 

(tlw.), 490 (Friedhofstraße, tlw.) und 106 (tlw.) der Flur 6, Gemarkung Steinhausen. Die genaue 

Lage und Abgrenzung sind der Planzeichnung zu entnehmen. 

 
Abbildung 1: Übersichtsplan Lage des Planbereichs im Gemeindegebiet, ohne Maßstab (Quelle: www.tim-on-

line.nrw.de; eigene Darstellung) 

http://www.tim-online.nrw.de/
http://www.tim-online.nrw.de/
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3 Übergeordnete Vorgaben 

3.1 Regionalplanung 

Der rechtskräftige Regionalplan OWL der Bezirksregierung Detmold trifft für den Ortsteil Stein-

hausen und damit auch für das Plangebiet die Festsetzung „Allgemeiner Siedlungsbereich 

(ASB)“. Dadurch ist es möglich, den Bedarf an zusätzlichem Wohnraum durch Ausweisung 

und Inanspruchnahme von Flächen innerhalb des ASB zu nutzen, um so die Funktionen der 

Ortschaft zu sichern und die „Lücke“ zwischen den Neubaugebieten „Niederfeld“ und dem öst-

lichen Ortskern zu schließen. 

Die geplante Bauleitplanung geht somit mit den Festlegungen des Regionalplans OWL kon-

form. 

Abbildung 2: Auszug aus dem rechtskräftigen Regionalplan OWL für den Regierungsbezirk Detmold; Blatt 34 mit 

Lage des Planbereiches (rot umrandet); ohne Maßstab (Quelle: www.bezreg-detmold.nrw.de; eigene Darstellung) 

 

3.2 Flächennutzungsplanung 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Büren ist der gesamte Geltungsbereich 

als „Fläche für die Landwirtschaft“ gem. § 5 (2) Nr. 9a BauGB dargestellt. 

Damit das Entwicklungsgebot gem. § 8 (2) BauGB gewahrt bleibt, wird der Flächennutzungs-

plan mit der 34. Änderung angepasst. Es ist geplant, die „Fläche für die Landwirtschaft“ als 

„Wohnbaufläche (W) gem. § 1 (1) Nr. 1 BauNVO und im westlichen Teil als Grünfläche gem. 

§ 5(2) Nr. 5 BauGB darzustellen. 

 

Die 34. Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren mit der Aufstellung 

des Bebauungsplans Nr. 20 „Niederfeld III“. 

 

Die landesplanerische Zustimmung gem. § 34 LPlG zu dieser geplanten Änderung des Flä-

chennutzungsplans wurde auf Basis der Anfrage der Stadt Büren vom 25.02.2025 mit Schrei-

ben vom 25. 03. 2025, Az.: 32.704.25.1 durch die Bezirksregierung Detmold erteilt. 

 

http://www.bezreg-detmold.nrw.de/
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Abbildung 3:  Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Büren; ohne Maßstab (Quelle: Stadt 
Büren, eigene Darstellung) 

 

 
Abbildung 4: geplante 34. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Büren; ohne Maßstab (Quelle: Stadt 
Büren, eigene Darstellung) 
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4 Planungsrelevante Inhalte 

Maßgebliches Ziel der Planung ist die Erweiterung des östlich gelegenen Baugebietes „Nie-

derfeld“ nach Westen, um den Siedlungsbereich in Richtung Ortskern zu entwickeln. Dabei 

werden zum einen die vorhandene Straße „Am Kiliansbrunnen“ im Osten und die „Friedhof-

straße“ im Süden zur Erschließung des Gebietes genutzt, zum anderen wird das Plangebiet 

so angelegt, dass eine spätere Erweiterung nach Norden möglich ist und -bei Aufgabe der 

Nutzung der privaten Grünfläche im Westen- auch hier eine Ergänzung der Bebauung stattfin-

den kann. 

 

4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung / Bauweise 

Das Plangebiet wird bis auf die geplante Grünfläche im Westen als Allgemeines Wohngebiet 

festgesetzt. 

Dieses Gebietsfestsetzung orientiert sich an der östlich vorhandenen Wohnbebauung und an 

der Festsetzung der benachbarten Gebiete, so dass hier ein zusammenhängendes Allgemei-

nes Wohngebiet mit den identischen Nutzungsmöglichkeiten entsteht. 

Dieses entspricht der städtebaulichen Zielsetzung, im Ortsteil Steinhausen den Bedarf an 

Wohngebäuden, insbesondere für junge Familien zu befriedigen. 

Die Festsetzung von Einzel und Doppelhäusern gemäß § 22 (2) Satz 3 BauNVO und der of-

fenen Bauweise übernimmt die Festsetzungen des benachbarten Bebauungsplans „Niederfeld 

II“. So kann eine einheitliche Bauweise gewährleistet werden, die sich in die vorhandenen 

Strukturen der wohnbaulich genutzten Umgebung anpasst.  

Im südlichen und westlichen Teil des Plangebietes (WA 1 – Gebiet) erfolgt eine Beschränkung 

der zulässigen Nutzung auf 

1. Wohngebäude und 

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

Die unter § 4 (2) Nr. 3 BauNVO aufgeführte allgemein zulässige Nutzungsart "Anlagen für 

kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke" wird gemäß § 1 (5) 

BauNVO ausgeschlossen. Darüber hinaus werden die unter § 4 (3) Nr. 1 bis 5 BauNVO auf-

geführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO ausge-

schlossen. 

Diese Nutzungsart entspricht insbesondere aufgrund ihres großen Flächenbedarfes nicht der 

Zielsetzung, die Flächen im Plangebiet vorwiegend für Wohnnutzungen vorzuhalten. Gleich-

zeitig erzeugen die aufgeführten Anlagen nicht unerhebliche Verkehrsströme, auf die das be-

stehende und geplante Erschließungssystem nicht ausgelegt ist. 

Um keine massiven, das Gesamtbild störenden Mehrfamilienhäuser entstehen zu lassen, wird 

die Anzahl der Wohnungen pro Einzelhaus auf zwei Wohnungen und bei Doppelhäusern auf 

eine Wohnung pro Doppelhaushälfte beschränkt. 

 

Im nordöstlichen Bereich wird die Zulässigkeit dahingehend erweitert, dass an dieser Stelle 

die Errichtung einer Kindertagesstätte / eines Kindergartens möglich ist. Dieses dient dazu, 

die Versorgung des Ortsteils Steinhausen mit Kinderbetreuungseinrichtungen -wenn 
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notwendig- zu optimieren und so eine wohnortnahe Erreichbarkeit der Einrichtung innerhalb 

des Siedlungsbereichs „Niederfeld“ zu ermöglichen. 

Demnach sind in diesem WA 2 – Gebiet folgende Nutzungsarten zulässig: 

1. Wohngebäude, 

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

Die unter § 4 (3) Nr. 1 bis 5 BauNVO aufgeführten ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten 

gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO werden auch hier ausgeschlossen. 

 

Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß § 16 (2) BauNVO durch  

die Grundflächenzahl, 

die Zahl der Vollgeschosse und  

die Geschossflächenzahl und  

die Höhe der baulichen Anlagen 

bestimmt. 

 

Aufgrund der angestrebten Grundstücksgrößen wird die Grundflächenzahl gemäß § 17 (1) 

BauNVO mit 0,4 und die Geschossflächenzahl mit 0,8 festgesetzt. Die Zahl der Vollgeschosse 

wird auf zwei Vollgeschosse begrenzt. Es gilt die offene Bauweise, so dass Gebäude über 

50m Länge nicht entstehen können. 

Diese Werte eröffnen für die Bauherren einen hinreichenden Spielraum bei der Ausschöpfung 

des jeweiligen Baugrundstücks, zumal die überbaubaren Flächen mit einer Tiefe von 18,00 m 

ausreichend dimensioniert sind. 

Eine Ausnahme bildet hierbei die überbaubare Fläche des WA 2 – Gebietes. Da hier die Mög-

lichkeit geschaffen werden soll, eine Kindertagesstätte zu errichten, wird die überbaubare Flä-

che deutlich größer gefasst, um den Baukörper optimal auf dem Gelände platzieren zu können. 

 

Die maximalen Gebäudehöhen werden - ausgehend von den geplanten Endausbauhöhen der 

Erschließungsstraßen - in den einzelnen Bereichen des WA-Gebietes über Normalhöhennull 

(NHN) festgelegt. Der untere Bezugspunkt ist die Straßenendausbauhöhe der Erschließungs-

straße. 

Durch die Festsetzung können Gebäude mit folgenden Höhen errichtet werden: 

• Die max. zulässige Traufhöhe (TH) von absolut rd. 7,0m gilt für Gebäude mit einer ge-

neigten Dachkonstruktion (> 5° Dachneigung). Bezugspunkt ist der Schnittpunkt des auf-

gehenden Mauerwerks mit dem äußersten Punkt der Dachkonstruktion. 

• Die max. zulässige Gebäudehöhe (GH) von absolut rd. 7,0m gilt für Gebäude mit einem 

Flachdach (Dachneigung ≤ 5°). Bezugspunkt ist der oberste Punkt der Dachkonstruktion 

(einschl. Attika). 

• Die max. zulässige Firsthöhe (FH) ist der oberste Punkt der Dachkonstruktion bei Ge-

bäuden bei geneigtem Dach (Dachneigung > 5°). Sie darf absolut rd. 10,0m betragen. 

Sämtliche Höhenangaben erfolgen in Normalhöhennull (NHN). 

Damit orientieren sich die zukünftigen Gebäudehöhen an der vorhandenen Umgebungsbe-

bauung, so dass eine homogene Bebauung im Siedlungsbereich „Niederfeld“ gewährleistet 

wird. 
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4.2 Regelungen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

Garagen und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche oder in fest-

gesetzten Flächen für Stellplätze zulässig. Dies gilt nicht für Ihre Einfahrten und nicht für Tief-

garagen. Damit wird verhindert, dass Garagen und Stellplätze insbesondere im rückwärtigen 

Bereich der Grundstücke mit entsprechend langen Zuwegungen entstehen, die den Versiege-

lungsgrad erhöhen und darüber hinaus zu einem ungeordneten Erscheinungsbild dieses Sied-

lungsbereiches durch „wild“ angeordnete Garagen und Stellplätze führen würden. 

Ausnahmsweise kann für diese Nutzungen eine Überschreitung der seitlichen und rückwärti-

gen Baugrenzen um bis zu 1,50 m zugelassen werden. Damit wird den Bauherren ein weiterer 

Spielraum in der Anordnung ermöglicht. 

Innerhalb der WA-Gebiete ist je Baugrundstück eine Zufahrt mit einer maximalen Breite von 

6,00 m zulässig. Garagen und Carports müssen mindestens 5,00 m Abstand zur Straßenbe-

grenzungslinie der Erschließungsstraße halten. 

Damit wird verhindert, dass die Straßenfront der Grundstücke großflächig versiegelt wird und 

ausreichend Raum für eine gärtnerische Gestaltung zur Verfügung steht, die die Attraktivität 

des Wohngebietes erhöht. 

 

Im WA 1-Gebiet, das vorrangig von Einfamilienhäusern / Doppelhäusern bebaut werden soll, 

sind für die erste Wohnung zwei Stellplätze und für eine zweite Wohnung mindestens ein wei-

terer Stellplatz auf dem jeweiligen Baugrundstück anzulegen. Mehrere, einer Wohnung zuge-

ordnete Stellplätze dürfen ohne separate Anfahrbarkeit hintereinander angelegt werden. 

Da für das WA 2-Gebiet im nördlichen Teil des Plangebietes eine dichtere Bebauung mit Mehr-

familienhausbebauung und die Errichtung von Wohnungen z.B. über den hier vorgesehenen 

Kindergarten möglich ist, wird in diesem Bereich die notwendige Anzahl an Stellplätzen auf 

einen Stellplatz pro Wohnung reduziert. Durch die Reduzierung wird gewährleistet, dass eine 

dem Charakter des Gesamtgebietes widersprechende großflächige Versiegelung für Stell-

plätze / Garagen entsteht. Auch hier soll ein möglichst großer Anteil der Grundstücke gärtne-

risch gestaltet werden und gleichzeitig Mietwohnungen entstehen können. 

 

 

 

4.3 Grünordnerische Festsetzungen 

Um den ökologischen und grünordnerischen Anforderungen im Plangebiet gerecht zu werden, 

werden einige Festsetzungen getroffen, die sowohl bei der Bebauung und Gestaltung der pri-

vaten Baugrundstücke als auch bei der Ausformung der öffentlichen Räume Berücksichtigung 

finden. 

Für die privaten Grundstücke gilt: 

Die Vorgärten im Allgemeinen Wohngebiet sind zu mindestens 50% wasseraufnahmefähig 

bzw. wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen, zu begrünen, zu bepflanzen und dau-

erhaft zu erhalten. Der Einbau von (Zier-) Schotter, Kies oder ähnlichen Materialien zur Ge-

staltung ist nicht zulässig. Die befestigten Flächen für Garagen, Stellplätze, Zufahrten und Zu-

gänge sowie Mülltonnenstandorte dürfen maximal 50% des Vorgartenbereichs in Anspruch 

nehmen. Für die Befestigung der Vorbereiche der Garagen, der Stellplätze, der Zufahrten und 
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Zugänge sowie Mülltonnenstandorte sind wasserdurchlässige Materialien wie z.B. Schotterra-

sen, Rasengittersteine oder versickerungsfähige Steine zu verwenden. Beim Vorgartenbe-

reich handelt es sich um den Grundstücksbereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und 

straßenseitiger Gebäudeflucht (Baugrenze). Bei Eckgrundstücken ist nur der Grundstücks-

streifen entlang der Gebäudefront des Gebäudeeingangs als Vorgarten zu bezeichnen. 

Als Einfriedung zur öffentlichen Fläche sind nur lebende Hecken aus Laubgehölzen sowie Ma-

schendrahtzäune und durchsehbare Metallgitterzäune in Kombination mit Hecken aus Laub-

gehölzen zulässig. Entlang öffentlicher Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer 

Zweckbestimmung sind Einfriedungen maximal bis eine Höhe von 1,0 m zulässig. 

 

Je abgeschlossene 250 m² Baugrundstück ist mindestens ein standortgerechter heimischer 

Obstbaum/ Laubbaum in der Qualität Hochstamm, Stammumfang mindestens 12 - 14 cm an-

zupflanzen. Die fachgerechte Anpflanzung ist zeitnah nach der Bebauung der Grundstücksflä-

chen vorzunehmen. Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang in der darauffol-

genden Pflanzperiode gleichwertig zu ersetzen. 

 

Artenvorschläge Laubbäume: 

Feldahorn - Acer campestre 

Bergahorn - Acer pseudoplatanus 

Stieleiche - Quercus Robur 

Buche - Fagus sylvatica 

Echte Mehlbeere - Sorbus aria 

Elsbeere - Sorbus torminalis 

Amberbaum - Liquidambar styraciflua 

 

Artenvorschläge Obstbäume: 

Wildbirne - Biesterfelder Renette 

Goldparmäne - Dülmener Rosenapfel 

Kaiser Wilhelm 

Jakob Lebel 

Gellerts Butterbirne 

Hauszwetschge 

Schwarze Knorpelkirsche 

Im westlichen Bereich erfolgt die Festsetzung einer privaten Grünfläche. Diese Fläche befindet 

sich derzeit in Privatbesitz und wird als landwirtschaftlich genutzte Fläche nicht mehr benötigt, 

so dass der Eigentümer sein Grundstück als Gartenfläche nutzen kann. 

 

Darüber hinaus sind im öffentlichen Raum mehrere Maßnahmen vorgesehen, die ebenfalls 

einen Beitrag zur Begrünung leisten und eine ökologische Aufwertung des Gebietes zum Ziel 

haben. 

Um den gesamten Siedlungsbereich „Niederfeld“ sowohl unter ökologischen und klimatischen 

Aspekten aufzuwerten und langfristig eine städtebaulich sinnvolle Gliederung des Gebietes zu 

erzielen, ist vorgesehen, an der Ostseite des Geltungsbereiches einen ausgedehnten Grünzug 

anzulegen, der langfristig nach Norden bis zur „Abelbachstraße“ verlängert werden soll. Diese 

Grünachse und die bereits in den benachbarten Bebauungsplänen vorgesehenen 
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Fußwegeverbindungen erhöhen die Attraktivität des gesamten Bereiches und schaffen eine 

städtebaulich und naturräumlich wertvolle Struktur, die dem gesamten Gebiet zugutekommt. 

Der Bereich wird als „Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern“ festgesetzt, so 

dass sich hier durch standortgerechte, heimische Gehölze eine Grünachse entwickeln kann, 

die die Wohnbebauung in einen westlichen und östlichen Teil gliedert und langfristig eine at-

traktive Verbindung zwischen dem Friedhof / der „Friedhofstraße“ und der „Abelbachstraße“ 

bilden wird. 

 

Innerhalb des Straßenraums der neuen Erschließungsstraßen sind großkronige Laubbäume 

zu pflanzen. Die genaue Anzahl wird im Rahmen der Ausbauplanung festgelegt. 

 

4.4 Nutzung solarer Strahlungsenergie, insbesondere Photovoltaik 

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen der 

Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu mindes-

tens 50% mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie 

auszustatten (Solarmindestfläche). Werden auf dem Dach Solarwärmekollektoren installiert, 

so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche ange-

rechnet werden. 

 

 

5 Erschließung 

5.1 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt für den motorisierten Verkehr von Os-

ten über die Wohnstraßen „Alter Kreuzweg“ und „Am Kiliansbrunnen“. Von hier aus werden 

die nördlichen Grundstücke über eine 7,0 m breite Straße erschlossen. 

Diese Straßen sind für die Aufnahme des zusätzlichen Verkehrs geeignet, da u.a. das Ver-

kehrsaufkommen relativ gering sein wird. Dieses gilt auch für den möglichen Kindergarten, da 

davon auszugehen ist, da der Kindergarten optimal fußläufig angebunden ist und die Lage in 

unmittelbarer Nähe zum gesamten Siedlungsbereich „Niederfeld“ den Bring- und Holverkehr 

minimiert. 

 

Diese Erschließungsstraße führt bis an die Nordgrenze des Plangebietes, um hier zu einem 

späteren Zeitpunkt den Anschluss an die „Abelbachstraße“ zu gewährleisten. 

Die weitere Anbindung erfolgt dann über den „Markweg“ oder die „Abelbachstraße“ an das 

überörtliche Verkehrsnetz. 

Langfristig ist die Erschließung von Norden über die „Abelbachstraße“ vorgesehen, da sich 

dadurch die Erschließungssituation optimieren lässt. 

 Die südlichen Grundstücke befinden sich nördlich der „Friedhofstraße“, über die sie bereits 

erschlossen sind. 

Hier befindet sich auch eine 5,0 m breite fußläufige Erschließung, die nach Norden in das 

Gebiet führt und an das geplante Straßennetz anschließt. Durch den Ausbau des Fußweges 

in einer Breite von 5,0 m wird die Möglichkeit geschaffen, zu einem späteren Zeitpunkt ggf. 
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den derzeit als Grünfläche vorgesehenen Bereich über eine (private) Straße ebenfalls zu er-

schließen. 

Von der nördlichen Stichstraße „Am Kiliansbrunnen“ im Baugebiet „Niederfedl II“ ist darüber 

hinaus eine 3,0 m breite Fußwegeverbindung vorgesehen, die insbesondere eine fußläufige 

Erreichbarkeit der möglichen Kindertagesstätte im Norden des Plangebietes gewährleistet. 

 

5.2 Technische Erschließung / Ver- und Entsorgung 

Die technische Ver- und Entsorgung, einschließlich der Wasserversorgung, Schmutzwasser-

beseitigung und Müllabfuhr, wird durch den Anschluss an die bestehenden öffentlichen Ent- 

und Versorgungsnetze gewährleistet. 

Die Entsorgung von Haushaltsabfällen wird durch das kommunale Müllabfuhrsystem sicher-

gestellt. 

 

 

6 Niederschlagswasserbehandlung / Starkregenbetrachtung 

Für die Erschließung des Plangebietes wurde vom Büro Welling & Partner der Fachbeitrag 

zum Thema Wasserbilanz und Starkregen erstellt (siehe Fachbeitrag Regenwasser zum Be-

bauungsplan „Niederfeld III“ Büren OT Steinhausen; Ingenieurbüro Welling & Partner, April 

2026). In diesem Fachbeitrag wurden neben der Analyse der Wasserbilanz auch die Auswir-

kungen einer pluvialen Flut sowohl im Baugebiet selbst als auch im angrenzenden Siedlungs-

bereich untersucht. 

 

Wasserbilanz 

Die Anforderungen der DWA an die Bauleitung beziehen sich auf eine Reduzierung des Di-

rektabflusses des Regenwassers über Kanalisationen. Um dieses Ziel zu erreichen, soll die 

Versickerung und Verdunstung mit Maßnahmen wie Dachbegrünung, Sickerpflaster auf Pri-

vatflächen und im Straßenraum sowie Vergrößerung der Grünflächen erhöht werden. 

 

Bei der Verdunstung liegt der Wert mit 0 % im Bezug auf den Referenzzustand unverändert 

und somit im erlaubten Bereich der 10 % Abweichung. 

 

Die Versickerungsrate / Grundwasserneubildung erhöht sich um 2 % und auch der Abfluss 

liegt mit 2 % positiver Veränderung ebenfalls in der erlaubten 10 % Abweichung. Insgesamt 

liegen die Abweichungen innerhalb des Bebauungsplans im erlaubten Bereich. 

 

Starkregen – Notwasserweg 

Alle Wegverbindungen des Baugebietes leiten das oberflächlich abfließende Niederschlags-

wasser bei Starkregen an den nordwestlichen Rand des Plangebietes auf die städtische 

Ackerfläche. Der Abfluss auf die Ackerfläche stellt sich mit der Bebauung zwar punktueller dar, 

doch bei insgesamt geringer absoluter Abflussmenge, da insbesondere der oberflächige Ab-

fluss aus der bestehenden Bebauung im westlichen Grünstreifen des Plangebietes zurückge-

halten wird. Die Grünfläche liegt auf Uhrgelände und wird durch ca. 50 cm höher liegenden 
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Bebauung westlich und östlich sowie die quer verlaufenden Wegeverbindungen abgegrenzt 

und bildet dadurch einen Retentionsraum. In der Starkregensimulation wurde je eine Schlitz-

rinnen mit einem DN 200 als Drossel vorgesehen. Durch diese Rückhaltung wird auch die 

Überflutungssituation östlich des Hohlweges zur Abelbachstraße verbessert. 

Die Friedhofstraße sollte mit einseitiger Neigung und einem Tiefpunkt am künftigen Geh- und 

Radweg geplant werden, sodass diese Wegeverbindung einen Notwasserweg darstellt und 

die Bestandsbebauung nördlich der Friedhofstraße besser vor Oberflächenabfluss geschützt 

ist.  

Durch die vorgesehene Höhenentwicklung und Retentionsmaßnahmen werden sowohl die 

Neubebauung als auch die Bestandsbebauung vor außergewöhnlichen Starkregen geschützt. 

Es wird eine Sockelhöhe der Wohnhäuser von mindestens 25 cm über Straßenendausbau-

höhe empfohlen. 

Für eine mögliche Erweiterung der Bebauung nach Norden über das bisher angedachte Plan-

gebiet ist ein Notwasserweg für die tiefliegende Bebauung an der Geseker Straße zu schaffen. 

Durch eine Anbindung der südnördlichen verlaufenden Planstraße an die „Abelbachstraße“ 

würde die oberhalb liegende Fläche nicht mehr zu Überflutungen in diesem Bereich beitragen. 

 

Im neuen Baugebiet besteht keine signifikante Gefahr bei Starkregen. Die angrenzende be-

stehende Bebauung wird durch das Anlegen von Notwasserwegen und Retentionsräumen mit 

der Erschließung des Baugebietes bessergestellt.  

 

 

7 Sonstige Belange 

7.1 Klimaschutz und Klimaanpassung 

Im Juli 2011 ist das „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 

Städten und Gemeinden“ in Kraft getreten. Den Anforderungen des Klimaschutzes und der 

Anpassung an den Klimawandel wird in den Bestimmungen über die Bauleitplanung sowohl 

durch neue Regelungen als auch durch Regelungsänderungen und -ergänzungen Rechnung 

getragen. 

Mit der Einführung der sog. Klimaschutzklausel nach § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB wird der Klima-

schutz programmatisch aufgewertet. Es wird bestimmt, dass die Bauleitplanung dazu beitra-

gen soll, dass „eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen 

zu schützen und zu entwickeln, sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbeson-

dere auch in der Stadtentwicklung zu fördern, …“ ist. 

Der neu eingeführte § 1a Abs. 5 BauGB wonach „die Erfordernisse des Klimaschutzes sowohl 

durch Maßnahmen, die den Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der An-

passung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden“, ist in der Abwägung nach 

§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen (Abwägungsvorbehalt). 

 

In Abhängigkeit von den örtlichen Gegebenheiten können sich Modifizierungen der lokalklima-

tischen Verhältnisse ergeben. Wesentliche Faktoren sind hier u.a. die Art der Vegetationsbe-

deckung, die Geländestruktur sowie insbesondere der Anteil offener Wasserflächen und ver-

siegelter Bereiche. 
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Das Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand der Ortschaft Steinhausen der Stadt Büren und ist 

Bestandteil des Siedlungsgebietes „Niederfeld“. Da über die sich östlich und nördlich befin-

denden landwirtschaftlichen Flächen eine Kaltluftbildung stattfindet, ist der gesamte Sied-

lungsteil und damit auch der Geltungsbereich des Bebauungsplans als Teil eines kaltluftbil-

denden Freilandklimatops einzustufen. 

Im Rahmen der geplanten zusätzlichen Bebauung ist eine Veränderung des Kleinklimas im 

überplanten Bereich kaum zu erwarten. Mit Veränderungen des Lokal- und Regionalklimas ist 

aufgrund der Größe der Fläche nicht zu rechnen. 

 

Die Stadt Büren hat im Jahr 2023 ein integriertes Klimaschutzkonzept erstellt. Das integrierte 

Klimaschutzkonzept stellt eine umfassende Handlungsgrundlage dar, um den Prozess des 

Klimaschutzes langfristig und strategisch auszurichten. In der konzeptionellen Phase ist hierfür 

der energetische Status quo des Stadtgebiets ermittelt und anschließend sind Potenziale in 

verschiedenen Sektoren herausgearbeitet worden. Darauf aufbauend ist ein Handlungskon-

zept mit verschiedenen Handlungsfeldern und dazugehörigen Maßnahmen erstellt worden, 

um langfristig Treibhausgase zu reduzieren und energierelevante Strukturen in der Region zu 

verbessern. 

Zu den Handlungsfeldern gehört auch die Stadtentwicklung und Stadtplanung. Das diesbe-

züglich formulierte Klimaschutzziel lautet wie folgt: 

„Die Stadtentwicklung wird den Klimaschutz und die Klimafolgeanpassung verstärkt und prio-

risiert in ihre Planung implementieren.“ 

Um dies zu erreichen sind für das Handlungsfeld verschiedene Maßnahmen formuliert worden. 

Folgende Maßnahmen aus dem integrierten Klimaschutzkonzept werden bei Aufstellung die-

ses Bebauungsplans Nr. 20 „Niederfeld III“ berücksichtigt: 

Klimagerechte Bauleitplanung mit Senkung des Flächenverbrauchs (Kennung: SEM-01)  

Förderung der Artenvielfalt und Biodiversität im öffentlichen Raum (Kennung: SEM-07)  

Ausbau „Stadtgrün“ – Klimaanpassungsmaßnahmen in dicht besiedelten Stadtgebieten (Ken-

nung: SEM-09)  

  

Der Geltungsbereich besteht überwiegend aus einer derzeit landwirtschaftlich genutzten Flä-

che. Im Süden bildet die „Friedhofstraße“ die Grenze; östlich schließen sich die Wohnbauflä-

chen „Niederfeld“ und „Niederfeld II“ an. 

Mit Blick auf den überörtlichen Klimaschutz gehen durch die geplante Wohngebietsentwick-

lung landwirtschaftliche Freiflächen durch Versiegelungen für Wohnbebauung, Erschließungs-

flächen etc. mit den entsprechenden Auswirkungen auf das lokale Kleinklima verloren. Obwohl 

bislang unbebaute Flächen in Anspruch genommen werden, ist durch die bereits vorhandenen 

Erschließungsanlagen („Friedhofstraße“ / „Am Kiliansbrunnen“ / „Alter Kreuzweg“) eine effizi-

ente Nutzung vorhandener Infrastrukturen gegeben und der Flächenverbrauch für erforderli-

che Erschließungsmaßnahem reduziert sich durch die Nutzung und Anbindung an den Be-

stand (SEM-01). 

 

Das städtebauliche Konzept der vorliegenden Bauleitplanung verfolgt die Umsetzung vielfälti-

ger Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen (SEM-09) zur Minimierung der Beein-

trächtigung stadtklimatischer Belange, um den benötigten Wohnraum stadtklimaverträglich im 

Ortsteil Steinhausen zu schaffen. Auch wenn es sich bei dem Plangebiet nicht um einen dicht 
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besiedelten Siedlungsraum handelt, ist die Berücksichtigung von Klimaschutz- und Klimaan-

passungsmaßnahmen ein wesentlicher Baustein einer nachhaltigen Stadtplanung, der auch 

in Randlagen, insbesondere durch Schaffung von größeren Grünflächen zu berücksichtigen 

ist. 

 

Zur Durchgrünung und Gliederung des Gebietes werden verbindliche Pflanzvorgaben im Be-

bauungsplan getroffen. Hierzu gehören neben der Schaffung von Anpflanzungsflächen zur 

Durchgrünung des Gesamtgebietes auch die Anpflanzung von Hausbäumen auf den Grund-

stücken. Der Schattenwurf von Bäumen wirkt im Sommer der Überhitzung von Oberflächen 

entgegen und schafft kleinteilige Erholungsräume für die Bewohner des Quartiers. Darüber 

hinaus bindet die Vegetation (Laubhecke, Laubbaum, Dachbegrünung) Feinstaub und filtert 

Luftschadstoffe, sodass sie einen unmittelbaren Beitrag für eine bessere Lufthygiene im Plan-

gebiet leistet. Zusätzlich wird durch die Festsetzungen zur Begrünung auch die Biodiversität 

gefördert (SEM-07). 

 

Durch die vorgesehene verzögerte Ableitung bzw. Versickerung von Niederschlagswasser auf 

den westlich und nordwestlich angrenzenden Flächen kann das Niederschlagswasser zum 

Teil verdunsten, sodass eine kühlende Wirkung auf die Umgebung zu erwarten ist (vgl. Fach-

beitrag Regenwasser zum Bebauungsplan „Niederfeld III“ Büren OT Steinhausen; Ingenieur-

büro Welling & Partner, April 2026). 

Versiegelungs- und Verdichtungsmöglichkeiten werden durch die Vorgabe von Einzel- und 

Doppelhäusern i. V. m. den beschränkenden Nutzungsmaßen und der Fassung der Baugren-

zen begrenzt, ein kleinräumiger Luftaustausch ist weiterhin möglich. Ausgleichend wirken auch 

die auf Grundlage des § 9(1) Nr. 25 BauGB erfolgten Regelungen zur Gestaltung der Vorgär-

ten und zur Eingrünung (SEM-01).  

  

Der Nutzung von regenerativen Energien kommt in Bezug auf den Klimaschutz eine beson-

dere Bedeutung zu. Zur Senkung von CO2-Emissionen soll im Plangebiet überwiegend auf 

ökologisch nachhaltige Versorgungsoptionen zurückgegriffen werden. Aus diesem Grund 

sieht der Bebauungsplan die Verpflichtung zur Errichtung von Solaranlagen bei der Errichtung 

von Hauptgebäuden auf mindestens 50 % der geeigneten Dachflächen vor. Somit sind Pho-

tovoltaikanlagen zur Gewinnung von Strom oder Solarthermiemodule zur Aufbereitung von 

Warmwasser aus solarer Strahlenenergie zwingend. Zusätzlich sind neben den Vorgaben aus 

der verbindlichen Bauleitplanung bei der Errichtung von neuen Gebäuden auch die Vorgaben 

des Gebäudeenergiegesetzes zu berücksichtigen. 

  

Die klimatischen Auswirkungen infolge der Planung bleiben nach bisheriger Kenntnis auf den 

Planbereich und auf sein engeres Umfeld begrenzt. Die Festsetzungen zu den überbaubaren 

Grundstücksflächen und Dichtemaßen ermöglichen grundsätzlich eine optimierte Ausrichtung 

der künftigen Baukörper und gewährleisten erforderliche Mindestabstände zur Nachbarbebau-

ung. Besonders zur Umsetzung des zentralen Planungsziels, den benötigten Wohnraum zu 

schaffen, und der Abwägung öffentlicher sowie privater Interessen unter- und gegeneinander 

werden der Eingriff unter klimatischer Sicht als vertretbar und die getroffenen Vermeidungs- 

und Minderungsmaßnahmen als sachgerecht und zielführend gesehen. 
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Darüber hinaus werden die externen Kompensationsmaßnahmen auf der anerkannten Aus-

gleichsfläche BU 012 (siehe Pkt. 8.1 dieser Begründung) zu einer ökologischen Aufwertung 

führen und die Biodiversität im Vergleich zum Bestand fördern. 

 

7.2 Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich nach heutigem Wis-

sensstand keine Baudenkmale oder sonstigen Denkmale im Sinne des Denkmalschutzgeset-

zes NRW. 

Dennoch wird folgender Hinweis in die Planung mit aufgenommen:  

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Boden-

funde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in 

der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen 

und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit, Fossilien) entdeckt werden. Die Ent-

deckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder 

der LWL Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bielefeld (Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, 

Tel.: 0521 380930-30; E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen. 

Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Wo-

che nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die 

Entdeckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denk-

malbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung 

des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 16 Abs. 2 

DSchG NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer sowie den sonstigen Nut-

zungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenkmäler entdeckt werden, kann an-

geordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Boden-

denkmals sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grund-

stück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 DSchG NRW). 

 

7.3 Bodenschutz 

Der bei Baumaßnahmen auf den Privatgrundstück anfallende Bodenaushub ist möglichst weit-

gehend auf dem Grundstück zu belassen, auf dem er anfällt. 

 

7.4 Altlasten 

Sollen bei der Durchführung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen 

Eingriffen in den Boden und in den Untergrund Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast 

oder schädlichen Bodenveränderungen festgestellt werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft 

des Kreises Paderborn umgehend zu benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle bzw. ver-

unreinigter Boden sind bis zur Klärung der weiteren Vorgehensweise gesichert zu lagern. 
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7.5 Geruchsimmissionen 

Der Planbereich wurde hinsichtlich der Geruchsimmissionssituation durch das Ingenieurbüro 

Richters & Hüls im Jahr 2026 untersucht. Die Immissionsprognose des Geruchsgutachtens 

ergab, dass die Geruchsbelastung im Bebauungsplangebiet die Werte zwischen 0.03 (3%) 

und 0.09 (9%) erreichen (siehe Geruchsgutachten –Immissionsprognose – Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 20 „Niederfeld III“ in 33142 Büren-Steinhausen; B. Eng. Andre Feldhaus 

Ingenieurbüro Richters & Hüls, März 2026). Somit wird der in der TA Luft 2021 aufgeführte 

Immissionswert von 0.10 (10%) für Wohn- und Mischgebiete eingehalten.  

Erweiterungsabsichten umliegender Tierhaltungsbetriebe wurden nicht berücksichtigt, da die 

bestehende Bebauung den maßgeblichen begrenzenden Faktor für potenzielle Erweiterungen 

darstellt. Dieses Vorgehen entspricht den Grundsätzen der TA Luft 2021, wonach bei der im-

missionsschutzrechtlichen Bewertung der bestehende Schutzanspruch der vorhandenen Im-

missionsorte maßgeblich ist. 

Vor diesem Hintergrund bestehen keine geruchstechnischen Bedenken gegenüber dem Vor-

haben.

 
Abbildung 5: Auszug aus der grafischen Darstellung der Ergebnisse der Immissionsprognose (Plangebiet blau um-

randet), ohne Maßstab (Quelle: Ingenieurbüro Richters & Hüls, 2026). 

 

 

8 Umweltbelange  

8.1 Umweltbericht / Kompensationsmaßnahmen 

Gemäß den Vorgaben des § 1 Abs. 6 BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die Aus-
wirkungen auf folgende Schutzgüter und ihre Wechselwirkungen untereinander zu prüfen:   
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•  Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt  
•  Tiere  
•  Pflanzen  
•  Biologische Vielfalt   
•  Fläche  
•  Boden  
•  Wasser  
•  Klima und Luft  
•  Landschaft  
•  Kultur- und sonstige Sachgüter  
 
Dazu wurde durch das Büro für Landschaftsplanung Mestermann ein Umweltbericht erstellt, 
der Bestandteil dieser Begründung ist. 
Zusammenfassend wird deutlich, dass von der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Nie-
derfeld III“ in Verbindung mit der 34. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Büren 
keine relevanten Wirkungen auf die Schutzgüter Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt, Wasser, Klima und Luft, Landschaft und Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter ausgehen. Für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Fläche und Bo-
den ergeben sich teilweise erhebliche Beeinträchtigungen, die jedoch bei Beachtung von Ver-
meidungs- sowie Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden können. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen 
Zur Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen wurden folgende Ver-
meidungs- und Verminderungsmaßnahmen beschrieben: 
  
Schutzgut Tiere  

• Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen sind nur zwischen dem 
1. Oktober und dem 28. / 29. Februar durchzuführen.   

• Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallage-
rung etc.) sind auf vorhandene befestigte Flächen oder zukünftig überbaute Bereiche 
zu beschränken. Damit wird sichergestellt, dass zu erhaltende Gehölz- und Vegetati-
onsbestände der näheren Umgebung vor Beeinträchtigung geschützt sind und auch 
weiterhin eine Funktion als Lebensraum übernehmen können. 

 
Schutzgut Pflanzen  
Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung) 
sind auf das Plangebiet und die zukünftig befestigten oder überbauten Flächen zu beschrän-
ken.   
Alle an das Plangebiet angrenzenden Gehölzbestände sind zu erhalten und während der Bau-
maßnahmen vor Beeinträchtigungen zu schützen. Die erforderlichen Schutzmaßnahmen er-
geben sich aus der DIN 18920 Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen. Im Besonderen ist dafür 
Sorge zu tragen, dass im Bereich von Kronentraufen zzgl. 1,50 m   

• keine Baufahrzeuge oder -maschinen fahren oder geparkt werden  
• nichts gelagert wird  
• keine Abgrabungen oder Verdichtungen vorgenommen werden  

 
Schutzgut Boden  
Für die im Plangebiet anstehenden Böden kann im Zusammenhang mit dem geplanten Vor-
haben keine Verminderungs- oder Vermeidungsmaßnahme formuliert werden. Bei Realisie-
rung des Vorhabens ist ein Verlust bzw. eine nachhaltige Veränderung der anstehenden Bo-
dentypen nicht zu vermeiden. Hinsichtlich der gebotenen Eingriffskompensation wird auf die 
Ausführungen im Kap. 4.3 verwiesen.  
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Eine Beeinträchtigung natürlicher Böden in den Randbereichen außerhalb des Plangebiet wird 
zuverlässig verhindert, indem im Rahmen der Bautätigkeit die begleitenden Maßnahmen im 
Umfeld (z. B. Baustelleneinrichtung, Materiallagerung, Materialtransport) auf das Plangebiet 
und die zukünftig befestigten oder überbauten Flächen beschränkt werden. Es gelten grund-
sätzlich die DIN 18300 (Erdarbeiten) sowie die DIN 18915 (Bodenarbeiten).  
Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung von bauli-
chen Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Ver-
nichtung zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu 
lagern und später wieder einzubauen. 
  
 
Schutzgut Wasser  
Durch das Vorhaben werden weder das Grundwasser noch Oberflächengewässer beeinträch-
tigt. Die folgenden Maßnahmen sind dennoch bei der Durchführung der Bauarbeiten zu be-
achten:  

• keine Lagerung wassergefährdender Stoffe (Schmier-, Treibstoffe, Reinigungsmittel, 
Farben, Lösungsmittel, Dichtungsmaterialien etc.) außerhalb versiegelter Flächen  

• Gewährleistung der Dichtheit aller Behälter und Leitungen mit wassergefährdenden 
Flüssigkeiten bei Baumaschinen und -fahrzeugen 

 
Kompensationsmaßnahmen 

Zur Kompensation des Eingriffs in den Naturhaushalt bedarf es des Nachweises von 11.623 

Biotopwertpunkten. Für den Nachweis des Kompensationsbedarfs steht die anerkannte Kom-

pensationsfläche BU-012 in der Gemarkung Büren, Flur 10, Flurstück 42 zur Verfügung. Es 

handelt sich um eine Ackerfläche, die aufgeforstet wurde. 

 

8.2 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

Im Zusammenhang mit dem Bauleitplanverfahren wurde im Rahmen einer Artenschutzprüfung 
untersucht, ob gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) eine unzulässige Betrof-
fenheit von artenschutzrechtlich relevanten Arten eintreten kann. Der als Anlage dieser Be-
gründung beigefügte artenschutzrechtliche Fachbeitrag dient hierfür als fachliche Grundlage. 
Im Untersuchungsgebiet (500 m) befinden sich ein Landschaftsschutzgebiet, eine Biotopka-
tasterfläche und eine Biotopverbundfläche.  
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Niederfeld III“ in Verbin-
dung mit der 34. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Büren werden folgende Le-
bensraumtypen mittelbar oder unmittelbar beansprucht:   
Acker  

• Fettwiesen und -weiden  
• Gärten, Parkanlagen, Siedlungsbrachen  
• Gebäude  
• Kleingehölze, Allen, Bäume, Gebüsche, Hecken  
• Säume und Hochstaudenfluren  
• Fließgewässer  

  
Die Auswertung des Fachinformationssystems „Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ für 
dem 1. Quadranten des Messtischblattes 4417 „Büren“ hinweise auf insgesamt 47 Arten (drei 
Säugetierarten, 43 Vogelarten und ein Käfer), die als planungsrelevant eingestuft sind. Pla-
nungsrelevante Pflanzenarten werden nicht genannt.  
Im Rahmen der Ortsbegehung am 12. März 2026 erfolgte eine Plausibilitätskontrolle. Dabei 
wurde überprüft, ob die Arten der Artenliste im Plangebiet bzw. im Untersuchungsgebiet 
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hinsichtlich ihrer individuellen Lebensraumansprüche tatsächlich vorkommen bzw. vorkom-
men können und in welchem Umfang sie von dem geplanten Vorhaben betroffen sein könnten.  
Ackerflächen stellen grundsätzlich potenzielle Lebensräume für Offenlandarten dar. Im vorlie-
genden Fall ist dies jedoch, bedingt durch die innere Ortslage des Plangebiets und der damit 
einhergehenden Störwirkungen der benachbarten Bebauung, bereits stark eingeschränkt. Der 
Plangebietsfläche kann eine potenzielle Eignung als nichtessenzielles (Teil-)Nahrungshabitat 
für Vogelarten mit großen Raumansprüchen und störungsunempfindlichen Vogelarten der Kul-
turlandschaft sowie als nichtessenzielles (Teil-)Jagdgebiet für einige Fledermausarten zuge-
sprochen werden. 
Im Plangebiet befinden sich keine Gebäude. Horst- oder Koloniebäume wurden bei den Orts-
begehungen nicht nachgewiesen. Die Gehölze im Plangebiet können eine Funktion als nicht-
essenzielle (Teil-)Nahrungshabitate sowie Ruhestätten und Versteckplätze sowie als Leitlinie 
für an Strukturen jagende Fledermausarten übernehmen. Auch eine potenzielle Funktion der 
vorhandenen Gehölze als Brut- bzw. Fortpflanzungshabitat für Vogelarten ist nicht auszu-
schließen.   
Konkrete Hinweise auf das Vorkommen von planungsrelevanten Arten im Plangebiet ergaben 
sich bei der Ortsbegehung nicht.   
 
Häufige und weit verbreitete Arten  
Eine artenschutzrechtliche Betroffenheit gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG der häufigen und 
verbreiteten Vogelarten wird unter Berücksichtigung der nachstehenden Vermeidungsmaß-
nahmen ausgeschlossen:  

• Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen sind nur zwischen dem 
1. Oktober und dem 28. / 29. Februar durchzuführen.   

• Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallage-
rung etc.) sind auf vorhandene befestigte Flächen oder zukünftig überbaute Bereiche 
zu beschränken. Damit wird sichergestellt, dass zu erhaltende Gehölz- und Vegetati-
onsbestände der näheren Umgebung vor Beeinträchtigung geschützt sind und auch 
weiterhin eine Funktion als Lebensraum übernehmen können.  

 
Planungsrelevante Arten  
Besonders geschützte Pflanzenarten kommen im Untersuchungsgebiet nicht vor. Dement-
sprechend ergibt sich keine Relevanz des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG, wonach es verboten 
ist, wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.  
  
Im Rahmen der Vorprüfung konnten artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen durch 
das Bauleitplanverfahren für die planungsrelevanten Arten Bluthänfling und Girlitz nicht sicher 
ausgeschlossen werden.  
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Niederfeld III“ in Verbindung mit der 
34. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Büren könnten ggf. die Hecken und Ge-
hölze im Bereich der geplanten privaten Grünfläche entfernt werden. Diese Gehölze können 
für den Bluthänfling und den Girlitz potenzielle Bruthabitate darstellen, weshalb eine arten-
schutzrechtliche Betroffenheit nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 (Töten und Verletzten) und Nr. 3 (Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten) BNatSchG nicht auszuschließen ist. Auswirkungen auf die lo-
kale Population und somit Betroffenheiten gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 (Störungen) sind jedoch 
aufgrund der flächenmäßig geringfügigen Beeinträchtigung potenzieller Brutstandorte nicht zu 
erwarten.  
Um eine Betroffenheit gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auszuschließen, sollte die Baufeld-
freimachung und auch eine etwaige Entfernung der Gehölze im Bereich der geplanten privaten 
Grünfläche außerhalb der Brutzeit (1. März bis 30. September) erfolgen, wie auch schon als 
Vermeidungsmaßnahme für die häufigen und ungefährdeten Vogelarten unter Kapitel 6.3.1 
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beschrieben. Räumungsmaßnahmen sämtlicher Vegetationsflächen sollten dementsprechend 
nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28. / 29. Februar durchgeführt werden.  
  
Ergebnis  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 20 „Niederfeld III“ in Verbindung mit der 34. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Büren löst unter Berücksichtigung der genannten 
Vermeidungsnahmen keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG aus. 
 
   

9 Monitoring 

Gemäß § 4c BauGB erfolgt die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die auf 

Grund der Bauleitpläne eintreten, durch die Stadt Büren. Dadurch sollen insbesondere unvor-

hergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig ermittelt werden, um in der Lage zu sein, 

geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.  

  

Hinsichtlich der Einhaltung der im Bebauungsplan vorgesehenen Festsetzungen ist ein Moni-

toring erforderlich. Dabei sind die sachgerechte Durchführung und Umsetzung der Vermei-

dungs- und Kompensationsmaßnahmen zu prüfen. 

 

Die Stadt Büren ist dafür zuständig, dies innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren nach Auf-

stellung des Bebauungsplans zu kontrollieren und zu dokumentieren. 
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